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Liebe Altmärkerinnen und Altmärker! 
Seit 1989 hat sich das Gesicht unseres Landkreises und der dazugehörenden Gemeinden stark 
verändert. Getragen von den Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtlern der ersten Stunde auch und 
vor allem aus dem BÜNDNIS 90, wurde gemeinsam mit den Menschen hier eine friedliche Revolution 
vollbracht, wie sie geschichtlich ihresgleichen sucht. Nicht nur die Zentren unserer Städte und Dörfer 
sowie die Infrastruktur haben sich herausgeputzt, auch wir als Bürgerinnen und Bürger können 
offener leben, freier und bunter: Menschen verschiedenster Biografien und unterschiedlichster 
kultureller Erfahrungen, Frauen und Männer, Jung und Alt, Familien und Singles, Heterosexuelle und 
Homosexuelle, Menschen mit und Menschen ohne Behinderung, Punker und Opernfreunde, 
Tierschützer und Kleingärtner, Arbeitslose und Besserverdienende leben und arbeiten ganz 
selbstverständlich zusammen und ringen gemeinsam um eine LEBENDIGE Altmark mit Zukunft. Alle 
wollen und sollen sich in die Debatte darüber einmischen, wie unser Zusammenleben gestaltet 
werden soll und wie wir die vor uns stehenden Herausforderungen bewältigen können, ohne 
jemanden zurückzulassen. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen hier in unserer Region für Umwelt 
und Wirtschaft, für Menschlichkeit und soziale Gerechtigkeit, für Bürgerrechte und Freiheit. 
Wir altmärkischen Bündnisgrünen haben uns intensiv mit den Problemen unseres Landkreises 
befasst. Mit unserem Kommunalprogramm für die Jahre 2014 bis 2019 legen wir unsere 
Lösungsvorschläge zur Diskussion vor – und zur Abstimmung bei der Wahl zur neuen Besetzung des 
Kreistages und der Räte und Gremien unserer Gemeinden und Städte. Basierend auf unseren 
langjährigen kommunalpolitischen Erfahrungen und unseren Gesprächen mit vielen Bürgerinnen und 
Bürgern, Gruppen, Vereinen und Verbänden stellen wir den Weg vor, den wir mit Ihnen für eine 
lebendige Altmark mit Zukunft einschlagen wollen. 

 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen eine LEBENDIGE Altmark, 

§ in der die Einwohnerinnen und Einwohner die Geschicke ihrer Kommune selbst bestimmen; 
§ in der eine moderne Stadt- und Dorfplanung die Aufenthalts- und Lebensqualität der 

Menschen in den Vordergrund rückt und Barrierefreiheit für alle durchsetzt; in der der 
öffentliche Verkehr benutzerfreundlich gestaltet und zu bezahlbaren Tarifen angeboten wird; 

§ die leistungsfähig und nachhaltig wirtschaftet, ihren Beitrag zum Klimaschutz leistet; und in 
der es attraktive Schulangebote gibt; 

§ die allen, unabhängig von ihrer sozialen Stellung, eine gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen und kulturellen Leben ermöglicht; 

§ die Ökologie und Ökonomie miteinander verbindet und in der Kultur und Medien eine 
tragende Rolle spielen; 

§ die ein weltoffenes Gemeinwesen ist, das sich seiner Geschichte bewusst ist und das auch 
aus seiner historischen Verantwortung heraus ein engagierter Verfechter von Demokratie und 
Menschenrechten ist, und das null Toleranz gegenüber Rechtsextremisten und Neonazis 
zeigt. 

§  
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Unser Wahlprogramm verkündet nicht letzte Wahrheiten.  
Es beschreibt Lösungsvorschläge und ist eine Einladung zum Mitmachen. 
 
Das Kommunalprogramm von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landkreis Stendal gilt für die 
Legislaturperiode 2014 bis 2019 im Kreistag, in den Verbandsgemeinden, in den Einheitsgemeinden 
sowie in den Stadt-, Gemeinde und Ortschaftsräten. 
 
Beispielhaft angegebene Lösungsvorschläge gelten sinngemäß im gesamten Kreisgebiet. 
 
Das Programm wurde erarbeitet und beschlossen in der Mitgliederversammlung von BÜNDNIS 
90/DIE Grünen Kreisverband Stendal am 09.04.2014 in Stendal. 
 
 
Mischen Sie sich ein! Sagen Sie Ihre Meinung! Arbeiten Sie mit! 

 
Unterstützen Sie uns! Wir brauchen Ihr Engagement! Wir brauchen Ihre Stimme! 
  

Wählen Sie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN! Für eine LEBENDIGE Altmark mit Zukunft! 

	
  

	
  

	
  

	
  

	
   	
  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Kreisverband Stendal   

Schadewachten 22a, 39576 Stendal  

Tel.: 03931-5892908  

Fax: 03931-5892907 

Mail: kv.stendal@gruene-altmark.de 

GRUENE-ALTMARK.DE 

Kontoverbindung: IBAN: DE 45 8109 3054 0000 0371 41  
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1. Natur & Umwelt – Lebensqualität im Landkreis Stendal 

Eine intakte Umwelt ist für uns zentrale Bedingung für das Bestehen und die Weiterentwicklung einer 
Gesellschaft. Daher sind wir alle zu ihrem Schutze verpflichtet. Diese Verpflichtung nehmen wir als Partei 
ernst und sehen uns als Anwalt der Umweltbelange. Dabei geht es uns einerseits darum, wertvolle 
Besonderheiten zu erhalten und uns der Methode „Beton sichert Arbeitsplätze“ entgegen zu stellen. 
Andererseits sehen wir es als unsere Aufgabe, auch auf kommunaler Ebene Entwicklung für eine 
zukunftsfähige Altmark in Gang zu setzen oder zu beschleunigen. Die hiesige Regionalpolitik ist da bislang 
nicht über zaghafte Ansätze hinaus gekommen. Wo wir als Bündnisgrüne auf Grund von Gesetzes- und 
Verwaltungsregelungen wenig direkten Einfluss auf eine Verbesserung der Lage haben, werden wir dafür 
sorgen, dass unsere Stimme in der Landes- und Bundespolitik gehört wird und Gesetzesregelungen anregen.   

Umweltpolitik ist daher für uns ein übergreifender Ansatz, der die Bereiche der Regionalentwicklung und der 
Wirtschaft umfasst und durchdringt. Allein die Entwicklung des Klimas zeigt, dass eine schlechte 
Umweltpolitik auch eine schlechte Wirtschaftspolitik ist. Auch verheerende Stürme, Brandkatastrophen, 
Flüsse, die immer öfter massiv über die Ufer treten, belasten die Volkswirtschaften mehr und mehr. 

Die Altmark ist GRÜN. Natur lässt sich gerade hier bei uns in vielfältiger Ausprägung direkt erfahren. Unser 
Landkreis, der fast so groß ist wie das Saarland als Bundesland, ist reich an Flusslandschaften, Weide- und 
Ackerflächen,  artenreichen Auen, historischen  Parkanlagen, und vielem, vielem mehr: Dinge, die es zu 
bewahren und zu schützen gilt!  

Ökologie – die Beziehungen von Menschen, Tieren und Pflanzen untereinander – steht im ganzheitlichen 
Zusammenhang bei der Schaffung einer lebenswerten Gesellschaft. Wir verstehen uns als 
Interessenvertreter der Umwelt und sind zu ihrem Schutze verpflichtet. Darüber hinaus ist die gesunde 
Umwelt mit sauberer Luft, unbelastetem Boden, reinem Wasser und gesunden Nahrungsmitteln die Basis für 
einen ganzheitlichen Gesundheitsansatz. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind in der Altmark die treibende Kraft 
beim Umwelt- und Naturschutz. 

1.1 Natur- & Landschaftsschutz 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen für den Erhalt und die Entwicklung naturnaher Flächen als Lebensräume 
wildlebender Tiere und Pflanzen und als Erholungsraum für uns Menschen. Einen Schwerpunkt stellt für uns 
der Schutz des Baumbestandes in unseren Orten dar. Immer wieder kommt es zu Fällungen, deren Nutzen 
für die Bevölkerung nicht eindeutig nachvollziehbar ist. Daher fordern wir grundsätzlich mehr Rücksichtnahme 
auf  wertvollen Baumbestand, insbesondere bei anstehenden Bauvorhaben. 

Wir sind für: 
§ die Bewahrung des verbliebenden Großgrüns in unseren Städten und Ortschaften; 
§ die Wiedereinführung einer Amtsleiterin bzw. eines Amtsleiters des Umweltamtes des Landkreises; 
§ Transparenz und Einvernehmen durch rechtzeitige Information der Bürgerinnen und Bürger über 

bevorstehende Baumfällungen sowie von Baum- und Landschaftspflegearbeiten – besondere 
Berücksichtigung von unabhängigen Expertenaussagen im Entscheidungsprozess; 

§ die Erhöhung des Flächenanteils an Naturschutzgebieten und die Ausweisung wertvoller 
Landschaftsteile als „geschützte Landschaftsbestandteile“ oder „Flächennaturdenkmale“; 

§ den Verzicht auf den Anbau und die Nutzung gentechnisch veränderter Organismen (GVO) auf den 
Flächen des Landkreises Stendal; 

§ die Extensivpflege der Grünanlagen (Totholz, Naturwiesen, blühende Gewächse), da damit u. a. 
konkrete Maßnahmen zum Schutz der Bienen realisiert werden; 

§ die Schaffung vernetzter Grünsysteme. 
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1.2 Gewässerschutz 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten für den allseitigen Schutz der Gewässer und für die weitere Verbesserung 
der Grundwasser- und Oberflächenwasserqualität ein. Außerdem müssen Oberflächengewässer als Lebens- 
und Naturräume wiederbelebt und verbessert werden. 

Wir sind für: 
§ die Verringerung der Flächenversiegelung; 
§ die Erhöhung der Versickerungsrate; 
§ den besseren Schutz geschützter Landschaftsbestandteile vor baulichen Eingriffen; 
§ die extensive Nutzung und Verbreiterung von Uferstreifen sowie Renaturierung verbauter Abschnitte 

unserer kleineren Flüsse; 
§ ganzheitliche, länderübergreifend koordinierte Entwicklung des Hochwasserschutzes für die Elbe mit 

angemessener Entschädigung für die Landwirte, welche Polderflächen bewirtschaften, unter 
Einbeziehung von Alternativen zum „höher, schneller, weiter!“ beim Deichbau, um die in unmittelbarer 
Nähe zur Elbe wohnenden Menschen sicher, preiswert und nachhaltig vor Hochwasser zu schützen; 

§ Vorzug von ökologischem Hochwasserschutz vor technischem Hochwasserschutz. 
 

1.3 Luft & Klima 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für eine Verbesserung der Luftqualität im Landkreis ein. 

Eine wichtige Rolle nimmt dabei die Reduzierung der Abgas- und Feinstaubemissionen ein. 

Wir sind für: 
§ die Erstellung eines integrierten Klimaschutzkonzeptes für alle Städte und Gemeinden in der Altmark; 
§ Förderung des öffentlichen Nahverkehrs; 
§ Förderung des Schienenverkehrs als Transportmittel von Gütern; 
§ die Verwendung von wasserdurchlässigen Straßenoberflächen in besiedelten Gebieten; 
§ individuelle Regelungen für unsere Gemeinden und Städte zum Thema der Verbrennung von 

Gartenabfällen, die jeweils auf die örtlichen Gegebenheiten abgestimmt sind.  
 
1.4 Energie & Klimaschutz  
Neben der Reduzierung von klimaschädlichen Treibhausgasen setzen sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor 
allem für die Sicherung einer umweltfreundlichen und unsere natürlichen Ressourcen schonende 
Energieversorgung der Zukunft ein. 

Für die Wahlperiode 2014-2019 streben wir eine massive Reduzierung des öffentlichen Netto-
Energieverbrauchs an. Dabei setzen wir auf die Strategie der drei „E“ aus: Energie-Einsparung, Energie-
Effizienz und Erneuerbare Energien. 

Wir sind für: 
§ die Entwicklung kommunaler Energiewendekonzepte und die umfassende Förderung von Projekten 

erneuerbarer Energiegewinnung, wie z. B. der Wind- und Solarenergie; 
§ Solar-Satzungen, die für alle Bauherren die Verpflichtung zur Nutzung Erneuerbarer Energien bei 

Neubauten vorsehen; 
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§ den umfassenden Einsatz von Solaranlagen auf und an öffentlichen Gebäuden und bei öffentlichen 
Bauvorhaben; 

§ den Bezug von „Öko-Strom“ für kommunale Einrichtungen; 
§ die Einbeziehung gemeindenaher Biogas-Anlagen zur Verwertung von Garten- und Bio-Abfällen, 

wobei das Hauptaugenmerk bei der Verwertung von Reststoffen liegen muss; 
§ ein für die Öffentlichkeit transparentes Energiemanagement für alle Gesellschaften und Gebäude der 

Städte und Gemeinden, das auf maximale Energieeinspareffekte setzt; 
§ den schrittweisen Austausch der öffentlichen Fahrzeugflotte durch energiesparende und 

emissionsarme Antriebe, z. B. Erdgas-, Strom- und Hybrid-Antriebe; 
§ den Aufbau von Eigenversorgungssystemen auf Basis von Kraft-Wärme-Kopplung zur Steigerung der 

Selbstversorgung, wo möglich; 
§ die Ausweitung des Angebotes an Erdgas- und Elektrotankstellen; 
§ ein Verbot der CO2-Verpressung, da diese Risikotechnologie unvorhersehbare Gefahren für die 

gesamte Altmark bietet und als Türöffner für neue Kohle-Großkraftwerke fungiert; 
§ eine Ablehnung des Baues eines Kohle- oder Gasgroßkraftwerkes auf dem Gelände des Industrie- 

und Gewerbepark Altmark (IGPA) in Arneburg – statt dessen für die Realisierung eines „Power to 
Gas“-Projekts zur Umwandlung von Strom aus Photovoltaik und Windkraftanlagen in Wasserstoff; 

§ ein Verbot von Fracking und eine Aufklärung über bereits unternommene Fracking-Vorgänge in der 
Altmark. 

 
1.5 Abfallvermeidung & -entsorgung 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für eine konsequente auf Abfallvermeidung orientierte 
Abfallwirtschaft ein. 

Wir sind für: 
§ die Aufwertung der Standorte für Wertstoff-Container (Recyclingsysteme; 

§ Eigenkompostierung muss Vorrang vor dem Einsatz von Bioabfall-Tonnen haben; 

§ die ganzjährige kostengünstige Entsorgungsmöglichkeit für Garten- und Bioabfälle (evtl. in einer 
Biogasanlage); 

§ verstärkte Abfallberatung; 

§ Verbesserung der Situation in Bezug auf öffentliche Abfallkörbe; dabei besondere Berücksichtigung 
der Mülltrennung; 

§ ein stärkeres umweltfreundliches Beschaffungswesen in der Verwaltung und in städtischen 
Unternehmen; 

§ die ausschließliche Verwendung von Mehrwegartikeln bei kommunalen Veranstaltungen; 

§ stärkeres Entgegentreten illegaler Müllentsorgung in Grünanlagen; 

§ Sammelstellen für alte CDs, DVDs, Handys und weiterem Elektroschrott. 
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2. Regionalentwicklung & Verkehr 
2.1 Regionalentwicklung 
Die Altmark, „Grüne Wiese mit Zukunft“ ist ein Landstrich mit Geschichte und Zukunft. Für die Gestaltung 
dieser lebendigen Zukunft wollen wir uns einsetzen, unsere Potentiale und Besonderheiten stärken. Die 
Regionalentwicklung ist darauf auszurichten, dass sich alle Bürgerinnen und Bürger unserer Städte und 
Gemeinden sowie ihrer Gäste hier wohl fühlen. Auf die Bedürfnisse von Kindern, Senioren sowie Menschen 
mit Behinderungen ist in besonderer Weise Rücksicht zu nehmen.  

Übergeordnete Ziele sind für uns dabei die Ausrichtung kommunalen Handelns in den Bereichen Regional- 
und Verkehrsentwicklung auf Nachhaltigkeit und die Erweiterung der Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten an 
Planungsprozessen. Dies gilt insbesondere für die regionale Entwicklungsplanung. Dazu gehört die 
regelmäßige Evaluierung dieser. 

Weiterhin gilt es, im Rahmen der Regional- und Verkehrsentwicklung über die Stadt- und Gemeindegrenzen 
hinaus zu denken und eine Kooperation mit den Umlandgemeinden und Kreisen zu erreichen. Eine verstärkte 
Verknüpfung von Wohnen, Arbeiten und Freizeit soll für kurze Wege sorgen und zur Attraktivitätssteigerung 
des Standorts Altmark beitragen und für mehr Lebensqualität stehen. 

Ganz besonders unser Landkreis Stendal wird sich in Zukunft  der großen Herausforderung „Demografische 
Entwicklung“ offensiv stellen müssen. Hier sind neue Denkansätze gefragt. Eine Beteiligung aller Bürgerinnen 
und Bürger an diesem anspruchsvollen Prozess ist unbedingt notwendig. Können wir diese Probleme lösen, 
haben wir Vorbildwirkung. Die altmärkischen Bündnisgrünen stehen dazu.   

2.1.1 Unbesiedelte Bereiche 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für die Sicherung und Weiterentwicklung der Naherholungsgebiete 
im Umland unserer Städte und Gemeinden ein. Dabei wollen wir vor allem vorhandene Grünverbindungen der 
Städte und Gemeinden mit dem Umland (z. B. Rad- und Fußwege entlang von Fluss- und Bachläufen) 
sichern und weitere Grünstreifen als Vernetzung schaffen.  

Wo möglich, treten BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für den Erhalt aller landwirtschaftlichen Flächen im Landkreis 
im Großen wie der Kleingartenanlagen in den Stadtgebieten im Kleinen ein. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen die Zersiedlung der Landschaft eindämmen, indem vor der Erschließung 
neuer Bauflächen brachliegende Flächen in den Stadt- bzw. Gemeindezentren genutzt werden. 

2.1.2 Stadtteile & Siedlungen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen eine Stärkung der einzelnen Städte, Gemeinden und Stadtteile erreichen, 
z.B. die Innenstädte Stendal, Osterburg, Seehausen und Tangermünde mit ihren historischen Stadtkernen 
und die Gemeindezentren mit ihren Dorfgemeinschaftshäusern.   

Ein möglichst vielfältiges Angebot an Dienstleistungen, Handels- und sozialen Einrichtungen soll unnötige 
Wege ersparen, Kommunikationsorte schaffen und die Identifikation der Bewohnerinnen und Bewohner mit 
ihrem Ort stärken. Zur Revitalisierung unserer Städte streben wir eine städtebauliche Aufwertung der alten 
Stadtkerne an. Hier gab es insbesondere in Stendal vielversprechende Entwicklungen, die beispielhaft 
genannt werden können. Eine stärkere Verknüpfung der Funktionen für Wohnen, Arbeit und Freizeit ist uns 
besonders wichtig.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für eine bewohnerfreundliche Gestaltung des Wohnumfeldes ein, es 
soll zum Aufenthalt einladen und Anforderungen der unterschiedlichen Altersgruppen gerecht werden. 
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Wir sind für:  
§ Schaffung und Unterstützung von Stadtteilmanagement und Bürgerbeteiligung; 
§ eine Prioritätenliste für Nachpflanzung von Straßen begleitendem Grün im Hauptstraßennetz; 
§ Fassaden- und Dachbegrünung; 
§ eine Begrünung von Baulücken. 

 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich dafür ein, dass Straßen in Wohngebieten nicht nur dem Verkehr 
dienen, sondern auch als Lebensraum und Begegnungsort zur Verfügung stehen.   

2.1.3 Innen- & Altstädte  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen die Attraktivität der Innenstädte unseres Landkreises weiter steigern. Wir 
wenden uns gegen den Ausbau weiterer Einkaufscenter außerhalb der Stadt, dafür aber für ein nachhaltiges 
Einzelhandelskonzept in den Alt- und Innenstädten.  

2.1.4 Stadtumbau 
Der Stadtumbau in unseren Städten mit seiner Sanierung und auch teilweisen Reduzierung des 
Wohnungsbestandes durch nicht mehr benötigten Wohnraum, wollen wir als Chance für den Strukturwandel 
nutzen. Dabei muss eine Stadt nach sozialen, ökonomischen und ökologischen Kriterien umgestaltet werden. 
Der Bevölkerungsrückgang uns seine negativen Auswirkungen müssen realistischer als bisher betrachtet 
werden. 

Wir sind für:  
§ den grundsätzlichen Erhalt historischer Bauten und Siedlungen mit Augenmaß für 

Ausnahmesituationen; 
§ konkrete Maßnahmen zur Rettung wertvoller historischer Bausubstanz; 
§ die Beachtung des Grundsatzes öffentlicher Wettbewerbe (Ausschreibungen) für alle Bauvorhaben 

und Respektierung der Ergebnisse; 
§ Stadtumbau und Gestaltung im Dialog von Planern, Eigentümern, und Bewohnern; 
§ den Vorrang für eine Innenentwicklung der Stadt, d. h. die Nutzung von innerstädtischen Brachen und 

frei werdenden Flächen ist dem Bauen auf der „grünen Wiese“ vorzuziehen; 
§ Sicherung einer effektiven Betreibung der Infrastruktur (dezentrale Ver- und Entsorgung in dünn 

besiedelten Regionen, Verkehrserschließung, soziale Infrastruktur); 
§ die stärkere Berücksichtigung ökologischer Belange des Bauens, so z. B. Modellvorhaben bei 

Sanierungen und Neubauten sowie Vorbildfunktion der Stadt bei eigenen Bauvorhaben; 
§ für eine stärkere Berücksichtigung des  Lärmschutzes bei der Planung von Verkehrsmaßnahmen. 

Dies schließt die Fahrbahnbreite und die Fahrbahnoberflächen ebenso ein, wie die 
Geschwindigkeitsbegrenzungen und baulichen Lärmschutz; 

§ Berücksichtigung des Platzbedarfes von Fahrradwegen bei der Innenstadtplanung. 
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2.2 Verkehr & ÖPNV: zu Fuß, mit Fahrrad, mit Auto 
Wir können durch ein gut ausgebautes und funktionierendes Verkehrssystem besser leben. Gleichzeitig 
belastet der Verkehr die Bewohner aber auch durch Schadstoff- und Lärmemissionen, Zerschneidung und 
Gefährdung. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verfolgen daher eine Verkehrspolitik, die einerseits ein gut 
ausgebautes Verkehrssystem gewährleistet, und andererseits die Belastung durch Verkehr minimiert. 

Mobilität hat für die Bürgerinnen und Bürger zu Recht eine hohe Bedeutung. Die unterschiedlichen Formen 
sind dabei gleichberechtigt zu berücksichtigen. Es darf keine einseitige Ausrichtung auf eine Form der 
Mobilität geben. Darum setzen sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für eine differenzierte Betrachtung und 
Förderung der einzelnen Mobilitätsformen ein. 

2.2.1 Fußgänger 
Gerade in den Zentren unserer Städte und Dörfer ist das Zufußgehen eine nachhaltige und gesunde Art der 
Mobilität, die unbedingt zu fördern und zu würdigen ist! Laufen ist modern und keine Fortbewegungsform von 
gestern! 

Wir sind für:  
§ Schaffung attraktiver und gefahrloser Räume, die zum Laufen einladen! Straßen in Wohngebieten 

dienen nicht nur dem Verkehr, sondern sind auch Lebensraum und Begegnungsort; 
§ besondere Beachtung und Förderung der Fußgänger, da sie die „Schwächsten“ und langsamsten 

Verkehrsteilnehmer sind. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich dabei für eine bedarfsgerechte 
Erweiterung von verkehrsberuhigten Zonen (Spielstraßen) ein; 

§ Schaffung weiterer Überquerungshilfen an stark befahrenen Straßen. Sind die Abstände zu weit 
entfernt, werden Fußgänger zu gewagten Aktionen genötigt; 

§ verstärkte Einrichtung von Zebrastreifen; 
§ Berücksichtigung der Interessen von Passanten bei Ampelschaltungen. Es sollte möglich sein, eine 

Straße innerhalb einer Ampelphase zu überqueren; 
§ Prüfung der Einführung eines Beirates für Fußgänger und Radfahrer. 

2.2.2 Fahrrad 
Die topographischen Voraussetzungen für eine deutliche Ausweitung des Fahrradverkehrs sind auf dem Land 
eigentlich hervorragend: das Gelände ist überwiegend flach und die Straßen außerhalb der Gemeinden recht 
breit. In den Gemeinden ist die Rolle des Radfahrens in der Planung vernachlässigt worden, hier werden 
Potentiale verschlafen! Sicher sind hier die Voraussetzungen (schmale Straßen in den Zentren eng mit 
historischer Bausubstanz bebaut) schwierig, langfristige Planungen sollten jedoch das Thema Radweg an 
erster Stelle des fahrenden Verkehrs berücksichtigen.   

Wir sind für:  
§ Erstellung und allmähliche Umsetzung eines Radwege-Konzeptes für unsere Gemeinden, das alle 

Orte durchgehend erschließt und einen attraktiven und sicheren Radverkehr ermöglicht; 
§ Winterdienst und Straßensäuberung müssen die wichtigsten Rad- und Fußwege überall mit 

einbeziehen; 
§ Öffnung von Fußgängerzonen für den Radverkehr zwischen 19 und 9 Uhr in allen Städten; 
§ von der rechtlichen Möglichkeit, Einbahnstraßen für Radfahrer in Gegenrichtung zu öffnen und/oder 

Fahrradstraßen einzurichten, sollte auch Gebrauch gemacht werden; 
§ auf das Land und den Landkreis ist einzuwirken, dass entlang der Kreis-, Landes- und 

Bundesstraßen außerhalb der Städte weitere Radwege entstehen; 
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§ Schaffung von weiteren Fahrradabstellplätzen im öffentlichen Raum; 
§ eine Ausweisung von Spiel- und Fahrradstraßen. 

2.2.3 ÖPNV – öffentlicher Personennahverkehr 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für die benutzerfreundliche Weiterentwicklung des ÖPNV ein. Unser 
Ziel dabei ist es, den ÖPNV als eine Alternative zum motorisierten Individualverkehr auszubauen. Es ist eine 
klimafreundliche Mobilitätsform und Angebot, welches allen Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung steht. 

Wir sind für:  
§ eine landkreisübergreifende, besser vernetzte ÖPNV-Planung; 

§ die Einführung kundenfreundlicher einheitlicher Tarife für die gesamte Altmark; 

§ die Fahrplanumstellung des ÖPNV soll analog zur Deutschen Bahn Mitte Dezember erfolgen und 
nicht zum Schuljahresbeginn (kleine Anpassungen im Schulbusverkehr gehen auch mitten im 
Fahrplanjahr). Das ist deutschlandweit gängige und erfolgreiche Praxis, da der ÖPNV ohne sinnvolle 
Verknüpfung mit der Bahn sich selber schwächt; 

§ Förderung von Bürgerbussen; 

§ die weitere Integration der Überlandbusse und deren Haltestellen in die Fahrpläne und Darstellungen 
des städtischen Liniennetzes; 

§ Prüfung der Wiedererschließung der stillgelegten Eisenbahnlinien in der Altmark. 

2.2.4 Auto 
Für viele Bewohnerinnen und Bewohner gerade unserer Gemeinden im Landkreis ist die Nutzung des 
eigenen PKW (mobiler Individualverkehr) von existenzieller Bedeutung. Daher hat sich die Kommunalpolitik 
mit den berechtigten Interessen von Autofahrerinnen und Autofahrern auseinander zu setzen. Ein 
Interessensausgleich zwischen den verschiedenen Mobilitätsformen ist dabei notwendig. 

Wir sind für:  
§ Beibehaltung und behutsamer Ausbau des Parkens in den Zentren unserer Städte und Gemeinden, 

um eine weitere Schwächung des Zentrums zu verhindern. Dies sollte durch maßvolle 
Parkraumbewirtschaftung geschehen; 

§ für wilde Parkflächen sollte langfristig nach gestalteten Alternativen gesucht werden; 

§ Prüfung verstärkter Verwendung von Kreisverkehren. Dies senkt Betriebskosten erheblich und fördert 
in der Regel den fließenden Verkehr; 

§ Förderung des Car-Sharings als Alternative zum eigenen PKW bei gleichzeitiger Beibehaltung der 
hohen persönlichen Flexibilität. Dies verbindet die Vorteile des Autofahrens und schont gleichzeitig 
den Flächenverbrauch im öffentlichen Raum; 

§ Förderung von Foren und Plattformen zum Informationsaustausch, um Mitfahrgelegenheiten besser 
zu koordinieren; 

§ Ortsumgehungen um die Ortschaften entlang der Bundesstraße 189 für mehr Verkehrssicherheit und 
Entlastung der örtlichen Anwohner von Lärm, Abgasen und Transitverkehr; 

§ ernsthafte Prüfung eines mehrspurigen, kostengünstigeren und bedarfsgerechten Ausbaus der 
Bundesstraße 189 als Alternative zur überdimensionierten und in vieler Hinsicht schädlichen A14-
Nordverlängerung. 
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3. Kinder & Jugendliche 
Kinder und Jugendliche sind die Gegenwart und Zukunft einer lebendigen Altmark! 

Ihr Wohl und ihre Bildung müssen der Gesellschaft besonders am Herzen liegen!  

Konzepte zu kinderfreundlichen Städten und Gemeinden unseres Landkreises müssen erarbeitet werden. Wo 
möglich, soll das gemeinsam mit den Kindern geschehen. Projekte wie die „Stadtdetektive“ in Stendal sind zu 
fördern und die von den Kindern und Jugendlichen erarbeiteten Erkenntnisse in die Stadt- und Raumplanung 
einzubeziehen  

Es ist unsere Pflicht, alle diese Aufgaben so nachhaltig und generationengerecht wie möglich zu planen und 
die Bedingungen für die Umsetzung so zu verbessern, dass Konzepte auf schnellem und unkompliziertem 
Wege verwirklicht und gestaltet werden können. 

Kinder und Jugendliche müssen früh in politische, gestaltende Prozesse eingebunden werden.   

Projekte und Aktionen müssen auf Langfristigkeit angelegt sein. Die nachwachsenden Generationen sind 
dazu angehalten in generationsübergreifender Zusammenarbeit langfristig selbst Verantwortung für die 
zukünftigen Entscheidungen zu übernehmen. Die frühe Einbindung in demokratische Entscheidungsprozesse 
ist ein entscheidendes Instrument, um Kinder und Jugendliche von extremen politischen Tendenzen 
freizuhalten.    

Hierbei haben Kindertagesstätten und Schulen unter anderem auch als Lernorte für Demokratie eine wichtige 
Funktion. An der Stelle fordern BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Städte und Gemeinden auf, alternative 
Betreuungs- und Schulprojekte zu fördern und auf bestehende Probleme des Bildungssystems hinzuweisen. 
Für die Kinder als Schulweg von der Landespolitik als vertretbar angesehen wird, ist es nicht! 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten dafür ein, dass die Finanzierung des Fachkräfteprogramms und der 
Jugendpauschale mindestens auf dem Stand von 2014 bestehen bleibt. 

3.1 Jugendparlament 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern, dass nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg entschieden wird, 
sondern mit den Kindern und Jugendlichen gemeinsam Lösungen gesucht werden. Aus diesem Grunde sind 
wir für die Einführung von Jugendparlamenten in Zusammenarbeit mit örtlichen Jugendinitiativen. 

3.2 Jugendfreizeitangebote 
Jugendfreizeitangebote müssen sich den sich verändernden Anforderungen der Kinder und Jugendlichen 
anpassen. Die Angebote müssen sich an deren Interessen orientieren. Die Verwaltung soll sich weiter 
zugunsten freier Träger mit Angeboten zurückzuziehen und diese strukturell unterstützen.  

Selbstverwaltete Einrichtungen und Jugendtreffpunkte mit sozialpädagogischer Unterstützung haben Vorrang. 
Nicht alle Spiel- und Lebensbereiche müssen reglementiert werden. Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN heißt 
das: Flächen zur Selbstgestaltung müssen zur Verfügung gestellt werden. 

Sozialpädagogische Betreuung muss qualifiziert sein, und Anstöße zur Selbstinitiative geben. Der Einsatz von 
nicht qualifiziertem Personal im pädagogischen Bereich ist kein adäquater Ersatz für ausgebildetes 
Fachpersonal. 

3.3 Perspektiven von Kindern & Jugendlichen 
Die Entwicklung von Lebensplanung und -perspektiven für Jugendliche muss, gemeinsam mit Elternhaus und 
Clique, von Schule und Jugendhilfe durch geeignete Maßnahmen (z.B. durch Projektarbeit, Schulsozialarbeit 
usw.) gefördert werden. Hierbei können die Erfahrungen älterer Jugendlicher genutzt werden (Peer-Group-
Prinzip).  
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Jugendliche brauchen Berufs- und Lebensperspektiven in unseren Städten und Gemeinden. Die Schaffung 
von Ausbildungsmöglichkeiten und Möglichkeiten zur Berufserfahrung hier bei uns müssen oberste Ziele 
unserer Politik sein. Werden wir diesem Anspruch nicht gerecht, fängt genau hier Abwanderung an, die wir 
unbedingt verhindern müssen!  

Kinder und Jugendliche brauchen Raum, um sich ungefährdet und angstfrei zu bewegen und ihren Ort für 
sich zu erobern. Auf ihre Bedürfnisse ist deshalb bei der Gestaltung öffentlicher Räume besonders zu achten. 
Die Verkehrsplanung hat auf Kinder stärker als bislang Rücksicht zu nehmen. 

3.4 Lebens- & Lernort Schule 
Die sich in Trägerschaft der Städte und Gemeinden befindlichen Grundschulen sind zu erhalten. Dabei haben 
in den Städten die über die Stadt verteilten kleineren Standorte Vorrang vor der Zusammenlegung zu 
Großschulen. Kleine Schulen sind einer der Vorzüge, die der ländliche Raum zu bieten hat, um junge 
Familien anzuziehen und hier zu halten. Darüber hinaus gilt der Ansatz „kurze Beine, kurze Wege“ zur 
Schule. 

Die Bildung unserer Kinder ist nicht nur die Vermittlung von Lehrstoff. Initiativen von Eltern, Vereinen und 
Schülerprojekten zur Eigeninitiative sind unbürokratisch zu unterstützen und zu fördern. 

 

3.5 KinderbeauftragteR 
In den Städten und Gemeinden sollen Kinderbeauftragte von den Selbstverwaltungsgremien auf Zeit gewählt 
und von den Verwaltungsstrukturen als nicht weisungsgebundene Ombudsperson weitgehend unabhängig 
sein. Nur so lässt sich eine objektive und kritische Bewertung öffentlicher Vorhaben aus kinderpolitischer 
Sicht erreichen. Der Kreis-Kinder-und-Jugendring soll künftig im Jugendhilfeausschuss des Kreistages 
stimmberechtigt sein. 

 

3.6 Kinderbetreuung 
Kindereinrichtungen  mit innovativen Konzepten (z.B. zweisprachige Konzepte, sozial-ökologische und 
integrative Ansätze) sind bevorzugt zu unterstützen. Kleine Kindertagesstätten sollen verstärkt ausgebaut und 
die damit verbundenen Vorteile besser genutzt werden. Die sinnvolle Verteilung der Betreuungseinrichtungen 
muss erhalten bleiben. Wir setzen uns für eine Senkung der Betreuungskosten in den Kinder- und 
Tageseinrichtungen ein. Darüber hinaus sind wir für eine Staffelung der Elternbeiträge nach Einkommen. 

 

3.7 Spielplätze 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für den Erhalt und den Ausbau von Spiel- und Freizeitmöglichkeiten 
für Kinder aller Altersgruppen ein. Die Gestaltung von Spielplätzen soll nach kinderfreundlichen Aspekten 
geschehen. Dabei können Brachfläche mit einbezogen werden. Wir sind auch für eine konsequente 
Verfolgung und Ahndung bei Verunreinigung von Gehwegen und Spielplätzen mit Hundekot. 

3.8 Schulspeisung & Getränkeversorgung 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für die Realisierung der Versorgung aller Grund- und 
weiterführenden Schulen mit Schulmilchprodukten, Wasserspendern und warmer Schulspeisung ein. 
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4. Geschlechtergerechtigkeit 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten kommunalübergreifend für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern ein. Trotz gesetzlicher Verbesserungen sind Gleichberechtigung und Geschlechtergerechtigkeit 
noch nicht verwirklicht.  

Wir sind für: 
§ gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit; 

§ keine einseitige Ausrichtung der Existenzgründerprogramme auf von Männern bevorzugte Bereiche; 

§ eine stärkere Berücksichtigung der von Frauen favorisierten Unternehmenstypen. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf spielt eine wichtige Rolle auf dem Weg zur 
Geschlechtergerechtigkeit. Nur eine an den Lebensrealitäten beider Geschlechter orientierte Gesellschaft 
garantiert Frauen und Männern sowohl im Beruf als auch im Privatleben mehr Entscheidungsfreiheit für die 
eigene existenzsichernde Lebensgestaltung. 

Wir sind für: 
§ die Erweiterung bestehender Kinderbetreuungsangebote und die bessere Anpassung der 

Betreuungszeiten an die flexiblen Arbeitszeiten; 

§ die Förderung teilzeitfähiger Stellen auch in Führungspositionen; 

§ die Weiterentwicklung und Umsetzung der Konzepte für eine emanzipatorische Mädchen- und 
Jungenarbeit, um die klassische Rollenzuweisung der Geschlechter nicht weiter zu zementieren; 

§ die stärkere Förderung von Frauen, die nach der Familienpause ins Berufsleben zurückkehren 
wollen. 

Noch immer brauchen Frauen einen besonderen Schutz vor Gewalt aller Art. Gewalt gegen Frauen geschieht 
meist innerhalb der Familie. Mit dem Gewaltschutzgesetz ist es möglich, dass die Frau mit den Kindern in der 
gemeinsamen Wohnung bleiben kann und dem gewalttätigen Lebenspartner der Zutritt verwehrt wird. 
Trotzdem wird es Frauen geben, die den Schutz des Frauenhauses vorziehen.  

Wir sind für: 
§ die finanzielle Unterstützung des Frauenhauses und von Beratungsstellen; 

§ eine solide und verlässliche Finanzierung erfolgreicher Projekte, wie z. B. Mädchentreffs, der 
Frauennotruf und des „Girls Day“; 

§ die Unterstützung von Initiativen zur Gewaltprävention; 

§ die Förderung und finanzielle Unterstützung von Gewaltschutzkonzepten; 

§ die beratende Hinzuziehung von Fachfrauen zur kommunalen Umsetzung des 
Gewaltschutzgesetzes.  

5. Barrierefreiheit für alle 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen barrierefreie öffentliche Räume für ALLE (bspw. Seniorinnen und 
Senioren, Eltern mit Kindern und Kinderwagen sowie Menschen mit Behinderungen...).  

Menschen mit Behinderungen müssen dieselben Zugangsmöglichkeiten zum gesellschaftlichen Leben 
eingeräumt werden wie allen anderen auch. Behindert IST „Mensch“ NICHT, behindert WIRD „Mensch“. 



BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für den Landkreis Stendal    Beschluss: 09. April 2014 

Seite 15                                                                                                                                                                      GRUENE-ALTMARK.DE 

Des Weiteren sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für eine Verbesserung der Serviceleistungen in Bezug auf 
Barrierefreiheit. Bei Gebäuden, die nicht barrierefrei gestaltet werden können, muss eine alternative 
Servicelösung  entwickelt werden. Dies könnte zum Beispiel bei Bedarf durch Hausbesuche der 
entsprechenden Sachbearbeiter ermöglicht werden.  

Wir sehen in der Ausfertigung wichtiger Unterlagen und der umfassenden barrierefreien Darstellung und 
Erreichbarkeit der touristischen Angebote (z.B. Stadtführer in Braille-Blindenschrift) eine 
Profilierungsmöglichkeit Stendals. Die wirtschaftliche Dimension des barrierefreien Tourismus wird meist 
unterschätzt. Wir wollen uns dafür einsetzen, dass Stendal eine Vorreiterrolle in diesem Bereich übernimmt. 

6. Leben im Alter – kommunalübergreifende Positionen 
Die Situation der älteren Menschen hat sich in den letzten Jahren in vielfacher Weise verändert. Die 
Menschen werden älter, sie sind länger gesund, gestalten aktiv ihr Leben, leisten einen erheblichen 
finanziellen und praktischen Unterstützungsbeitrag für ihre Familien und engagieren sich für andere. Noch 
keine Generation der „Alten“ ist so aktiv, so fit und mobil gewesen und hatte einen derart großen und weiter 
wachsenden Anteil an der Gesamtbevölkerung.  

 

6.1 Demografischer Wandel 
In Folge des demografischen Wandels stehen immer weniger junge Menschen einer wachsenden älteren 
Bevölkerungsgruppe gegenüber. Für den Umgang mit diesen gravierenden gesellschaftlichen Veränderungen 
liegen in den Industrieländern keinerlei Erfahrungen vor. Die Veränderungen betreffen viele Lebensbereiche 
der Menschen selbst, wie Wohnen, Mobilität, Gesundheit, Krankheit und Pflege aber nicht zuletzt auch den 
öffentlichen Bereich wie Regionalplanung und Verkehr. Diese Veränderungen verträglich zu gestalten, gelingt 
nur, wenn alle Altersgruppen Verantwortung für eine solidarische Gesellschaft übernehmen und miteinander 
darüber im Gespräch bleiben. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, bedarf politischer 
Rahmenbedingungen und darf nicht auf die Probleme der Renten- und Pflegekassen reduziert werden. 

Mit ihren Lebens- und beruflichen Erfahrungen bei gewohnter Selbstständigkeit und einem hohen Maß an 
Selbstbewusstsein, sind älter werdende Menschen eine Bereicherung für die Gesellschaft. Sie sind häufig an 
neuen Perspektiven in einem selbstbestimmten Leben interessiert und verstehen sich als aktive Mitglieder der 
Gesellschaft. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN halten die praktizierte Solidarität zwischen den Generationen für einen 
unverzichtbaren Baustein unserer Gesellschaft. Kommunale Familien-, Kinder- und Jugendpolitik mit einer 
modernen kommunalen Seniorenpolitik zu verknüpfen, steigert die Lebensqualität in unserer Stadt und bietet 
neue Möglichkeiten, die mit dem demografischen Wandel verbundenen Anforderungen zu bewältigen. 
Deshalb ist es wichtig, alle Formen der Begegnung und des Dialogs zwischen den Generationen zu fördern.  

Lange Eigenständigkeit reduziert das Risiko der Pflegebedürftigkeit. Deshalb sollen Bedingungen gefördert 
werden, die ein möglichst langes autonomes, selbständiges sinnstiftendes Leben möglich machen. Dies heißt 
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Teilnahme an Bildungsmöglichkeiten, Gedankenaustausch, soziale Kontakte, 
Bewegung und Mobilität, nachbarschaftliche Hilfen, Freiwilligenengagement.  

Gesellschaftliches Engagement sowie das Finden oder Einbringen von neuen Betätigungsfeldern braucht oft 
Organisation und Beratung.  
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Wir sind für: 
§ öffentlichkeitsnahe Beratungsstrukturen, damit ältere Menschen sich informieren können, welche für 

sie jeweils angemessenen Angebote es gibt und welche Aktivitäten für sie in Frage kommen; 
§ Unterstützung der bestehenden Beratungs- und Anlaufstellen, wie der Alten- und Servicezentren und 

Begegnungsstätten; 

§ die Stärkung der notwendigen Strukturen, um einen möglichst langen Verbleib alter Menschen in der 
eigenen Wohnung zu ermöglichen; 

§ Ausbau und Erprobung neuer Formen des Wohnens im Alter; 

§ die Entwicklung von Strukturen, um Schwellenängste vor anderen Wohnformen wie Haus- und 
Wohngemeinschaften zu senken; den ggf. damit verbundenen Wechsel in kleinere, barrierefreie 
Wohnungen, Wohngruppen, generationenübergreifende Projekte, vielfältige Service- und 
Pflegeangebote. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt eines möglichst langen Verbleibens der älteren Generation in der eigenen 
Wohnung ist die Form des altersgerechten betreuten Wohnens. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen 
Modellprojekte fördern. 

Dies sollte Bestandteil von Konzepten nachbarschaftlicher Hilfe sein, setzt jedoch gute ambulante Strukturen 
voraus. Seniorengerechte Strukturen sind auch ein wirksames Mittel gegen Altersarmut. 

 

6.2 Medizinische Versorgung 
Bei allen Bemühungen im ambulanten Bereich haben BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kommunalübergreifend 
auch ein verstärktes  Augenmerk auf die Qualität von stationären Einrichtungen für pflegebedürftige 
Menschen. Hier haben  die Fehler der Vergangenheit gezeigt, dass diese besser an die veränderten 
Anforderungen der von  umfassender Pflege abhängigen alten Menschen angepasst werden müssen. Die 
Städte und Gemeinden müssen mit dafür  sorgen, dass es sowohl stationäre wie ambulante Einrichtungen in 
ausreichendem Umfang und  guter Qualität gibt. Die medizinische und ärztliche Versorgung ist dringend zu 
verbessern: beispielsweise über die stärkere Zusammenarbeit mit niedergelassenen ÄrztInnen, über die 
Einstellung von HeimärztInnen oder mobile Arztversorgung abseits der Zentren. 

Kranke und behinderte Menschen dürfen nicht an den Rand der Gesellschaft abgeschoben werden. Die 
Städte und Gemeinden müssen weiterhin darauf hinwirken, dass jene Menschen größere Chancen für eine 
Teilhabe erhalten, die durch Krankheit oder Behinderung, durch ein Leben am Rande der Gesellschaft von 
einem selbstbestimmten Leben in dieser Stadt ausgeschlossen sind oder dieses nur beschränkt realisieren 
können. 
 

6.3 Für ein Miteinander der Generationen 
Niemand lebt für sich allein. Jeder ist in vielfältiger Weise in das gesellschaftliche Leben – in der Familie, in 
der Schule, am Arbeitsplatz und in Vereinen und Verbänden – eingebunden. Das ist nicht nur sinnvoll, 
sondern auch notwendig. So kann jeder Unterstützung annehmen und geben. Wir setzen uns für ein 
Miteinander der Generationen ein, das unter anderem gefördert wird durch Nachbarschaftsprojekte und 
Kooperationen zwischen Kindertagesstätten, Schulen und Senioreneinrichtungen. 
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werben hierbei insbesondere für ein gegenseitiges Verständnis und für 
Akzeptanz der Bedürfnisse aller Generationen in unserem Landkreis. 
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7. Minderheiten 
7.1 Menschen mit Migrationshintergrund 
Toleranz und Akzeptanz schaffen den Nährboden für eine lebenswerte Gesellschaft. Integration in eine 
solche Gesellschaft muss auch den Gruppen in der Gesellschaft ermöglicht werden, die keine Lobby haben. 
Für Neu-Altmärker ausländischer Herkunft muss dasselbe öffentliche Interesse gelten wie für alle anderen 
Menschen auch. 

Für unsere Städte und Gemeinden müssen Integrationskonzepte erstellt oder weiterentwickelt werden, um 
die Integration von Menschen ausländischer Herkunft zu verbessern. Hierin sollten zum Beispiel kostenlose 
Sprachkurse, die Beschäftigung von Menschen nicht-deutscher Herkunft in der Stadtverwaltung und die 
Bestellung eines/einer ehrenamtlichen Ausländerbeauftragten vorgesehen sein. 

Die Verwaltungen müssen als Vorbild im Umgang mit Minderheiten fungieren, unabhängig von ihrer sexuellen 
Identität und Lebensweise sowie Herkunft, Aussehen und Religion und sich konsequent für die Umsetzung 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) einsetzen. 

Wir sind für: 
§ eine dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen; 

§ im Verständnis der Kommunen und des Landkreises sollten die in den Unterkünften untergebrachten 
Menschen mit ihren individuellen Besonderheiten nicht als Last, sondern als Bereicherung für unsere 
Region gesehen werden. Daher muss sich der Landkreis auch für stärkere kommunale 
Integrationsbemühungen gegenüber den Bewohnerinnen und Bewohnern einsetzen; 

§ Aufnahme und Förderung ehrenamtlicher Zusammenarbeit mit den Menschen des Flüchtlingsheims 
und kommunaler Institutionen sowie sozialen und anderen Einrichtungen der Gemeinden, des 
Kreises und freier Träger; 

§ als kommunale Verpächter von Kleingartenanlagen sollen die Gemeinden sich gegenüber den 
Kleingartenvereinen dafür einsetzen, dass diese sich für die Integration von Immigranten öffnen, so 
dass, mit Hilfe von daraus entstehenden interkulturellen Gärten, ein fruchtbares gegenseitiges 
Miteinander im Zusammenleben mit Menschen anderer Herkunft und Lebenshintergründe und 
erfahrbar wird; 

§ Einrichtung eines für alle Bürgerinnen und Bürger frei zugänglichen Internetzugangs in Form eines 
„kommunalen Internetcafés“ als zusätzlichen Service der Bürgerbüros in den Rathäusern. Hier soll 
unter anderem der freie Zugang und Ausdruck von kommunalen Informationen, Dokumenten und 
Formularen im Vordergrund stehen und erleichtert werden. – Hierbei muss freier Internetzugang auch 
für Bewohnerinnen und Bewohner aus den Flüchtlingsunterkünften als Selbstverständlichkeit nutzbar 
sein; 

§ des Weiteren sollte es von Seiten der Kommunen, des Landkreises und den Bürgerinnen und 
Bürgern eine Selbstverständlichkeit sein, dass Flüchtlinge und Migranten als vollwertige 
Mitmenschen angesehen werden und Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen und Angeboten 
erhalten und diese mitgestalten können; 

§ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich konsequent gegen jegliche Art der Diskriminierung unserer 
Mitmenschen in den Wohnheimen ein. 
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Bei der Integration von Migrantinnen und Migranten ist darauf zu achten, dass entsprechende Angebote 
besonders die Frauen erreichen. Migrantinnen sind oft dreifach benachteiligt: als Frau, als Migrantin und als 
Arbeitnehmerin. Aber: Ohne spezifische Integrationsmöglichkeiten für Frauen ist die Integration der Familien 
nicht denkbar. 

Wir sind dafür,	
  
§ dass Migrantinnen, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, über einen angemessenen 

Zeitraum die Möglichkeit bekommen, die deutsche Sprache zu lernen; 

§ dass Projekte ausgebaut werden, die gezielt junge Migrantinnen in Berufe integrieren sollen. 

 

7.2 Akzeptanz von Lesben, Schwulen, Bi-, Trans- & Intersexuellen 
Mitmenschen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für die vollständige Akzeptanz von lesbischen, schwulen, bi-, trans- 
und intersexuellen Mitmenschen in unserer Gesellschaft ein und treten jeglicher Diskriminierung entschieden 
entgegen. Dies schließt sowohl Freizeit und Familie als auch Schule und Arbeitsplatz mit ein. Dabei sehen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Landkreis uns seine Gemeinden als kommunale Arbeitgeber in der 
besonderen Verantwortung. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind für eine Förderung der Akzeptanz von sexueller Vielfalt in unserer 
Gesellschaft durch lokale Aktionspläne gegen Homo- und Transphobie im Landkreis, in enger Abstimmung 
mit dem Lesben- und Schwulenpolitischen Runden Tisch Sachsen-Anhalt (LSpRT). 

8. Kulturförderung 

 

8.1 Kulturstädte & Kulturorte sind Kulturstätten 
Die Stadt ist eine Bühne, auf der alle Platz haben. Unsere Städte haben eine lebendige Kulturlandschaft, die 
ihr volles Potential noch nicht zur Entfaltung gebracht hat. Die Kommune muss, neben den eigenen 
Aktivitäten, fördernd und unterstützend tätig sein. Dabei muss zwischen den unterschiedlichen Ansprüchen 
und Vorstellungen innerhalb der Bevölkerung ein ausgewogenes Verhältnis herrschen.  

Grundlegende Bausteine unserer gewachsenen Kulturlandschaft, wie unsere Schulen, Bibliotheken, das 
Theater der Altmark sowie allen Museen und die Kinder- und Jugendeinrichtungen müssen auf Dauer 
gesichert, für kommende Generationen bewahrt und für jedermann zugänglich sein.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wenden sich gegen Kürzungen im Kulturetat. Eine vielfältige, kleinteilige, 
kulturelle Szene, die den inspirierenden Kern unserer Städte ausmacht, soll unterstützt werden. Den 
Bürgerinnen und Bürgern sind dabei mehr Möglichkeiten zur Beteiligung an kulturpolitischen Entscheidungen 
zu geben. 

Wir sind für: 

§ Schaffung einer Kulturaktie zur Förderung des Theaters der Altmark – analog dem Modell der 
Kulturaktie des Nordharzer Städtebundtheaters; 

§ die Weiterentwicklung unserer Kulturlandschaft; 
§ die Förderung freier Träger, Zentren und Vereine; 
§ Verbesserung der Existenzbedingungen und der Atmosphäre für freischaffende Künstler 

(Wettbewerbe, Kunst im öffentlichen Raum, Kunstmärkte); 
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§ Ausbau des kulturellen Austausches im Rahmen der Städtepartnerschaften und Schaffung von Orten 
zur Begegnung unterschiedlicher Kulturen; 

§ die Initiierung und Förderung von Stadtteil-, Straßen- und Dorffesten, Hofspektakeln, Kleinkunst- und 
Musikveranstaltungen, Kunst- und Trödelmärkten; 

§ die Übertragung von Grünanlagen (z.B. frei werdende Kleingärten) oder Brachflächen zur Nutzung als 
Gemeinschaftsgarten oder als kinderfreundliche Spielflächen; 

§ die unbürokratische Erteilung von Sondernutzungsgenehmigungen; 
§ Förderung von vielfältigen Freizeiteinrichtungen (z. B. Öffnung von Turnhallen und Schulräumen für 

Kultur- und Freizeitveranstaltungen). 
 

8.2 Jugendkultur 
Junge Menschen haben ihre eigenen Projekte, Initiativen, Subkulturen und Trends. Mit ihnen bereichern sie 
unsere Städte und Dörfer um spontane und neue Aspekte. Um ihre eigenen Vorstellungen,  Lebensträume 
und Identitäten entwickeln zu können, brauchen ihre Ideen Förderung und Unterstützung.  

Wir sind für: 
§ die Unterstützung von selbstgestalteten und selbstverwalteten Jugendfreizeitprojekten; 
§ die Förderung von alternativen Wohnprojekten; 
§ bei Bedarf Unterstützung von freien Theatergruppen und Musikgruppen. 

9. Konsequent gegen Extremismus & Diskriminierung jeglicher Art  
Rechtsextremismus, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Diskriminierungen sind in der 
Gesellschaft erschreckend weit verbreitet und beschränken sich nicht auf rechtsextreme Gruppierungen oder 
Parteien, wie aktuelle Studien erneut zeigen. Wie aus der wissenschaftlichen Studie „Bewegung in der Mitte“  
hervorgeht, ist Rechtsextremismus keineswegs das Randphänomen, auf das die Begrifflichkeit hindeutet. 
Vielmehr ist Rechtsextremismus, bezogen auf die Ebene der Einstellungen, ein politisches Problem in der 
Mitte der Gesellschaft. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten dem Rechtsextremismus in unserem Landkreis offensiv entgegen. 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus dürfen in unserer demokratischen Gesellschaft keinen 
Raum haben. Wir setzen uns für eine Gesellschaft ein, die von Toleranz gegenüber Andersdenkenden, 
Menschen mit anderer Hautfarbe, Religion oder sexueller Identität geprägt ist. Rechtsextremismus und 
Neonationalismus gegenüber bringen wir null Toleranz auf. 

Wir sind für kulturvolles und weltoffenes Leben mit einem vielfältigen und fruchtbringenden Miteinander 
zwischen verschiedenen Lebensstilen, Kulturen und Generationen. Das erfordert einen toleranten Umgang 
zwischen den Bewohnern, der sich im Alltag täglich neu beweisen muss. Dabei haben die Städte und 
Gemeinden, aber auch alle Bewohner eine eigene Verantwortung. Das Problem des Rechtsextremismus darf 
nicht ausschließlich an die Polizei und die Justiz delegiert werden. Antidemokratischen Ideologien stellen wir 
uns als Teil der Zivilgesellschaft konsequent entgegen. 

Wir sind für: 
§ eine Null-Toleranz gegenüber Rechtsextremisten und Neonazis; 
§ eine Null-Toleranz gegenüber Extremismus anderer Herkunft; 
§ eine Null-Toleranz gegenüber Diskriminierungen jeglicher Art; 
§ weiteres Engagement in den Bürgerbündnissen; 
§ Stärkung präventiver Jugendarbeit; 
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§ Unterstützung für Schulen (z.B. beim Prozess „Schule ohne Rassismus“) bei der Einübung 
demokratischer Kultur. Das gilt insbesondere auch für die Sekundarschulen; 

§ die Ausweitung der Schulsozialarbeit; 
§ die Versuche extremer Gruppen, über „Freizeitangebote“ für Jugendliche ideologischen Einfluss auf 

diese zu gewinnen, müssen von der Kommune konsequent unterbunden werden; 
§ Gründung eines Integrationsbeirats. Spätaussiedler und Neueingebürgerte sind stärker mit ihren 

Problemen und Erfahrungen in den Blick zu nehmen; 
§ Erstellung einer kommunalen Selbstverpflichtung, über rassistische und rechtsextreme Vorfälle nicht 

zu schweigen, sondern sich diesen offensiv zu stellen; 
§ Stärkung der öffentlichen Unterstützung für Opfer rechtsextremer Gewalt; 
§ die Stärkung und Förderung ehrenamtlichen Engagements gegen Rechtsextremismus durch stärkere 

öffentliche Anerkennung; 
§ offensive Gestaltung und „Besetzung“ öffentlich relevanter Orte durch die Bevölkerung und durch die 

Stadt an besonders sensiblen Daten (z.B. 8. April, Volkstrauertag); 
§ zivilgesellschaftliche Kontrolle der Polizei, ob rechtsextreme Strukturen offensiv angegangen werden. 

Dazu zählen regelmäßige Kontrollen von Orten, wo die Szene sich trifft; 
§ die verbesserte Abstimmung und noch engere Zusammenarbeit von Polizei und Ordnungsamt bei 

Einsätzen gegen Rechtsextremisten. 

10. Landwirtschaft schützen! Tierfabriken stoppen! Tierschutz! 

„Tiere haben Rechte“ - so beginnt der Abschnitt zum Tierschutz im Grundsatzprogramm von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. Der Schutz der Tiere ist für uns ein zentrales politisches und gesellschaftliches Anliegen. 

Auf der Bundesebene setzen wir uns dafür ein, dass das Tierschutzgesetz nach der im Jahr 2002 erfolgten 
Einfügung der Staatszielbestimmung Tierschutz im Artikel 20 a des Grundgesetzes gründlich überarbeitet 
wird und das Tierschutzorganisationen endlich ein Klagerecht erhalten, wie es die Naturschutzverbände 
schon lange haben. 

Zum Tierschutz kann jede Gemeinde, jede Stadt, jeder Landkreis und jeder einzelne Mitbürger beitragen. 

10.1 Landwirtschaft schützen! Tierfabriken stoppen! 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen für eine Landwirtschaft ohne Gentechnik und ohne industrielle 
Tierproduktion. Wir wollen informierte Verbraucherinnen und Verbraucher mit gesicherten Rechten und keine 
Lebensmittelskandale in Serie!  

Wir sind für: 
§ eine ökologische und flächengebundene Landwirtschaft mit Fleischproduktion aus artgerechter 

Tierhaltung. Industrielle Haltungsformen von z. B. Schweinen, Kühen, Kaninchen und Hühnern, 
Gänsen, Enten und Puten lehnen wir ab. Deshalb wollen wir erreichen, dass die Kommunen ihre 
politischen Spielräume nutzen und bei Anfragen von Betreibern industrieller Tierhaltungsanlagen sich 
als Standortgemeinde verweigern, kein Einverständnis für die Errichtung solcher Anlagen erteilen und 
Bebauungspläne für gewerbliche Tierhaltungsanlagen ablehnen. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
unterstützen Bürgerinitiativen, die sich gegen Produktionsstätten der industriellen Tierhaltung wehren;  

§ wir wollen, dass Kommunen grundsätzlich selbständig entscheiden können, ob und in welcher Weise 
eine Tierhaltungsanlage errichtet werden darf oder nicht; 

§ die Zurückdrängung großflächiger Intensivlandwirtschaft und Monokulturen, stattdessen wollen wir 
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Vielfalt auf den Äckern und die Einhaltung von Fruchtfolgen; 
§ eine gentechnikfreie Altmark. Daher setzen wir uns für die Verabschiedung einer entsprechenden 

Resolution im Kreistag ein, um den Handlungsdruck in der Landespolitik zu erhöhen; 
§ den Erhalt bäuerlicher Landwirtschaftsbetriebe und wollen diese beim Umstieg auf ökologische 

Landwirtschaft unterstützen; 
§ Bienen! Unsere Imker klagen seit langem über fehlende Blühstreifen und die abnehmende 

Biodiversität. Der Einsatz von Pestizide und anderer Chemikalien muss vermieden werden; 
§ die Schaffung regionaler Wirtschaftskreisläufe von Erzeugung bis Vermarktung. Wir wollen gesunde 

Lebensmittel aus der Region für die Region; 
§ Wir setzen uns dafür ein, dass beim Bezug von Speisen für kommunale Einrichtungen verstärkt 

Produkte aus regionaler und ökologischer Erzeugung verwendet werden. Dazu gehören Eier aus 
Freilandhaltung, Milch- und Fleischprodukte aus biologischer Tierhaltung und Gemüse aus 
biologischem Anbau. Es ist sicherzustellen, dass in Schulen, Horten, Kindertagesstätten, 
Krankenhäusern und Alteneinrichtungen täglich mindestens ein rein vegetarisches Gericht angeboten 
wird.  

10.2 Haus- & Wildtiere 
Wir sind für: 

§ Vereine, die sich ausgesetzter, streunender und anderer schutzbedürftiger Tiere annehmen, sind zu 
unterstützen, denn sie leisten eine wertvolle Hilfe bei der kommunalen Pflichtaufgabe, Fundtiere 
artgerecht unterzubringen und zu versorgen;  

§ die Tiere in Tiernotunterkünften müssen von ausgebildeten Tierpflegern betreut werden;  
§ Tierheime in den Kommunen sind eine Ideallösung; 
§ für Hunde, die aus Tierheimen privat aufgenommen werden, soll nach BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

eine Befreiung von der Hundesteuer für zwei Jahre gelten; 
§ Kommunen sollten eine Stelle eines zumindest ehrenamtlichen Tierschutzbeauftragten mit guter 

Ausstattung und ausreichender Kompetenzzuschreibung schaffen; 
§ in Kommunen gastierende Einrichtungen, die Tiere mit sich führen, bedürfen der besonderen 

Kontrolle;  
§ Immer mehr Wildtiere leben auch in Städten und Ortschaften. Viele Menschen empfinden sie als 

Bereicherung, andere als Bedrohung. Wir brauchen mehr wildbiologisches Wissen über Tiere in 
unseren Kommunen. Viele kleine Maßnahmen können dazu beitragen, geeignete Lebensräume zu 
schaffen, zum Beispiel für Igel, Fledermäuse und Wildvögel;  

§ Tier- und Artenschutz haben in der Bauleitplanung generelle Berücksichtigung zu finden. 

11. Demokratie & Bürgerbeteiligung 
"Politikverdrossenheit", Unmut und der Glaube, "ja doch nichts bewegen" zu können, kennzeichnen 
zunehmend das Verhältnis vieler Menschen zur Politik. Dies zeigt deutlich, dass die Forderung nach mehr 
Demokratie immer wieder neu gestellt werden muss. Politikverdrossenheit darf nicht zu einer den Bestand 
unseres Gemeinwesens gefährdenden Demokratieverdrossenheit werden. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen deshalb Selbstverwaltungsgremien, die von den Bürgerinnen und Bürgern 
deutlich als Ort der Meinungs- und Willensbildung wahrgenommen wird. 
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11.1 Beteiligung 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für die Ausschöpfung aller Beteiligungsmöglichkeiten für Bürgerinnen 
und Bürger ein, die die Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt zulässt. Wir unterstützen 
Einwohneranträge, Bürgerinitiativen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide als legitime Mittel der direkten 
Demokratie. 

Wir sind für:  
§ die Erweiterung aller Beteiligungsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern bei der Lösung 

kommunaler und gesellschaftlicher Probleme; Bürgerbegehren und -entscheide dürfen nicht 
behindert oder erschwert werden; 

§ die Anwendung von Bürgerbefragungen bei relevanten und strittigen Entscheidungen der Kommunen 
(z.B. durch Internetumfragen auf den öffentlichen Internetseiten); 

§ die Einführung eines Bürgerhaushaltes (Beteiligungshaushalt) als eine neue direkte Art der 
kommunalen Bürgerbeteiligung für mehr Haushaltstransparenz und Mitbestimmung; 

§ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN rücken vorhandene Möglichkeiten der Mitarbeit als sachkundige 
Einwohner/innen in den beratenden Ausschüssen und die Nutzung eines Ausschusses für 
Bürgerinitiativen und Petitionen stärker in das öffentliche Bewusstsein; 

§ die Würdigung und Berücksichtigung von Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern zu den 
einzelnen Entscheidungsvorlagen für den Kreistag, für die Stadt- und Gemeinderäte und die 
Ausschüsse. 

Wir fordern ein Ratsinformationssystem für alle Städte und Gemeinden im Internet, das über alle 
Sitzungstermine von Räten und Ausschüssen, die Tagesordnungen für die öffentlichen Teile der Sitzungen, 
über die öffentlichen Beschlussvorlagen und über die jeweiligen Beschlüsse informiert. 

11.2 Transparenz & Glaubwürdigkeit 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich für mehr Durchschaubarkeit und Glaubwürdigkeit im politischen und 
im Verwaltungshandeln ein. Die Verwaltungen müssen Dienstleister für die Bürgerinnen und Bürger sein. 

Wir sind für:  
§ die Verringerung der Anzahl an Hierarchieebenen und die Zusammenlegung von 

Verwaltungsbereichen und Strukturen; 

§ eine klare Aufgabenzuordnung bzw. -abgrenzung zwischen Politik und Verwaltung; 

§ eine stärkere Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger bei Entwicklungs- und Planungsvorhaben, z. 
B. durch anlassbezogene Durchführungen von Bürgerversammlungen in Form von Informations- und 
Diskussionsveranstaltungen; 

§ Übertragung der kommunalen Sitzungen wie des Kreistages und der der Gemeinden im Internet; 

§ Kommunalpolitik darf nicht im Verborgenen stattfinden. 

11.3 Kommunales Wahlrecht ab 16 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben das kommunale Wahlrecht ab dem 16. Lebensjahr erstritten. Wir wollen, 
dass Politik für Jugendliche fassbarer, in kleine Schritte zerlegt wird, um so überschaubar und mitgestaltbar 
zu werden. Hierzu haben wir das Jugendparlament unterstützt. Wir werden dies auch weiterhin tun. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Grüne Jugend treten gemeinsam gezielt dafür ein, an Schulen über die 
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Arbeit in den kommunalen Vertretungen und politische Abläufe generell zu informieren und Berührungsängste 
abzubauen. 

11.4 Verwaltungsreform 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten für eine Verwaltung ein, die das Interesse und die Bedürfnisse der 
Bürgerinnen und Bürger unserer Städte und Gemeinden zum Leitgedanken hat.  

Wird sind für: 
§ schnelle, freundliche und lösungsorientierte Verwaltungsleistungen; 
§ ein Qualitätsmanagementsystem in den Verwaltungen, mit dem Schwachstellen in der Arbeit erkannt 

und beseitigt werden; 
§ motivierte und qualifizierte Führungskräfte in den Verwaltungen, die die vorgenannte Maßnahme als 

die ihre begreifen und entsprechend handeln; 
§ Prüfung der Einführung von Open-Source-basierter Software in den Verwaltungen; 
 

Die Verwaltungen sollen sich so entwickeln, dass sie die Güte- und Prüfbestimmungen für 
mittelstandsorientierte Kommunalverwaltungen erfüllen. 
 

11.5 Internet & Breitbandausbau	
  
Breitbandinternet für alle unserer Gemeinden hat absolute Priorität. Nur so wird die gleichberechtigte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben in Stadt und Land, das mittlerweile auch internetbasiert ist, erst möglich.	
  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen sich ausdrücklich für eine flächendeckende Breitbandversorgung mit 
mindestens 50 Megabit pro Sekunde (MBit/s) (= 6 Megabyte) ein, um einer digitalen Spaltung der 
Gesellschaft zwischen gut versorgten urbanen Regionen und einem schlecht versorgten ländlichen Raum zu 
vermeiden. Diese Aufgabe kann die Altmark aber nicht alleine lösen. Es bedarf einer solidarischen 
bundesweiten Kosten- und Risikoverteilung, wie beim Aufbau des Postwesens oder der Telekommunikation. 
Wir fördern den Aufbau freier Bürgernetze.	
  

Wir sind für:	
  
§ den Ausbau von schnellem Internet in der Altmark, unterstützen die Initiative der altmärkischen 

Landkreise und einiger Kommunen, namens „Zweckverband Breitband Altmark“, jedoch nicht, da das 
Geschäftsmodell auf eine Finanzierung durch riskante Kommunalkredite ohne gesicherte 
Refinanzierung aufbaut und sich mit der Reduzierung auf die FTTH (fibre to the home) technologisch 
verengt;	
  

§ attraktive Internetseiten des Landkreises, der Städte und Gemeinden als eine optimale 
Informationsquelle für Bürger und Touristen;	
  

§ die Nutzung des Internets für eine bessere Kommunikation zwischen Bürgern und Verwaltungen;	
  

§ die Verstärkung der Dienstleistungsorientierung und damit Verbesserung des Services für Bürger und 
Unternehmen durch gezielte Nutzung der Informationstechnik. 

12. Haushalt & Finanzen 
Unser Landkreis, unsere Städte und Gemeinden, sind nach wie vor in hohem Maße verschuldet. Diese 
Tatsache behindert beinahe jegliche politisch gewollte Gestaltung fast aller Lebensbereiche.  
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Wir sind für: 
§ die Umsetzung von Investitionslisten im Bereich des Investitionshaushaltes muss nach festen 

Prioritäten erfolgen. Nr. 200 in der Rang- und Reihenfolge darf nicht vor Nr. 1 der Liste realisiert 
werden. Die konsequente Festschreibung der Prioritätenfolge muss auf die höchste politische 
Entscheidungsebene; 

§ die finanzielle Ausstattung Freier Träger in allen Bereichen der Daseinsvorsorge muss jederzeit 
gesichert sein. Dabei ist die sach- und fachgerechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben unter 
Kontrolle zu behalten; 

§ die eigenen Einnahmemöglichkeiten sind unter Beachtung der Sicherung einer ordentlichen 
Daseinsvorsorge zu optimieren. Der Vorsatz: „Koste es, was es wolle, wir wollen jeden möglichen Euro 
von den Bürgerinnen und Bürgern“ muss endlich dem Ziel eines bürgerfreundlich gestalteten 
Verwaltungsaufwandes in unseren Kommunen weichen; 

§ die Bürgermeister und der Landrat müssen die Arbeitsabläufe in ihren Verwaltungen durchgehend 
optimieren und dafür Sorge tragen, dass nur der Aufwand betrieben wird, der zur Erfüllung einer 
Aufgabe unbedingt erforderlich ist. Das Prinzip ergebnisorientierter Arbeit muss vor der gewohnten 
Beschäftigung über den Tag Regel in der Verwaltung werden; 

§ Das Land Sachsen-Anhalt muss in der Anwendung des FAG (Finanzausgleichsgesetz) seine Pflichten 
gemäß § 5 der Gemeindeordnung unseres Landes strikt erfüllen. Das bedeutet, die erforderlichen Mittel 
für die Erfüllung staatlicher Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises müssen uneingeschränkt 
durch das Land bereitgestellt werden; 

§ die kommunalen Gremien sind stets zu strikter Sparsamkeit verpflichtet. 

13. Kommunale Arbeits- und Wirtschaftspolitik & Tourismus 
Städte und Gemeinden leben von der ausgewogenen Mischung ihres Gewerbes. Nur das ergänzende 
Nebeneinander von Industrie, Handwerk und Handel bietet eine dauerhafte Perspektive für eine wirklich 
nachhaltige Entwicklung. Es ist deutlich an der Zeit, Gewerbestrukturen zu erweitern und auf eine breite, 
solide Grundlage zu stellen. 

Bündnisgrüne Arbeits- und Wirtschaftspolitik zielt in erster Linie auf die Schaffung weiterer neuer und 
möglichst nachhaltig benötigter Arbeitsplätze ohne Lohndumping. Wir fordern die Einsetzung von 
unabhängigen Kompetenzteams in unseren Städten und Gemeinden, mit Experten aus den Bereichen 
Wirtschaft, Arbeit, Wissenschaft und Soziales, zur Herausarbeitung realistischer wirtschaftlicher Potentiale 
unserer Städte und Gemeinden, sowie zur Erarbeitung umsetzbarer Maßnahmen. 

Entwickeln wir unsere Städte und Gemeinden zu Stätten des Wohnens, Arbeitens, Versorgens und Erholens. 

Eine Vernachlässigung der Betreuung vorhandenen Handwerks und vorhandener Industrie darf nicht 
eintreten. Sie sind die wichtigsten Arbeitgeber unserer Region. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen für eine Politik, die Wirtschaftsförderung, Umweltschutz und Tourismus 
zusammendenkt. Unsere Region hat ungenutzte touristische Potentiale. Die Übernachtungszahlen in der 
Altmark zeigen, dass unsere Gäste in der Regel nur wenige Tage in der Region verbringen. Wir wollen mit 
einer besseren Verzahnung der vielfältigen Attraktionen die Region für alle Urlauber attraktiver machen. 
Gerade im sanften Tourismus kann die Altmark eine echte „Grüne Wiese mit Zukunft“ werden. 
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Wir sind für: 
§ die Schaffung weitergehender besucherfreundlicher Konzepte zur Förderung des Tourismus in 

unserer Region; 

§ ein Ende des kommunalen Kirchturm-Denkens in der Tourismusförderung. Die Marketing-
Einrichtungen der Gemeinden müssen zusammenarbeiten, statt sich als Konkurrenz im Kampf um 
Gäste zu begreifen; 

§ eine bessere Vernetzung der einzelnen Tourismus-Zentren und der verschiedenen Angebote (z.B. 
Reit-, Wander-, Fluss- und Radtourismus); 

§ integrierte Angebote für Genusstouristen, die die Altmark mit allen Sinnen entdecken wollen; 

§ die Profilierung der Altmark als Kultur- und Bildungsregion und die stärkere Vernetzung zwischen 
Hochschulen/Universitäten, wie der Hochschule Magdeburg-Stendal, mit den allgemeinbildenden und 
der berufsbildenden Schulen und Unternehmen. Hierzu soll die kommunale Wirtschaftsförderung 
gezielte Beiträge leisten; 

§ Kommunale Serviceleistungen müssen allen Investoren in gleicher Weise angeboten werden. Noch 
viel zu häufig sehen sich Ämter als Selbstzweck und nicht als Dienstleister für Gewerbetreibende; 

§ Nachfrageorientierte statt angebotsorientierte Entwicklung von Gewerbeflächen; 

§ bei Planungsaufträgen und bei städtischen Aufträgen unterhalb der Verpflichtung zu öffentlicher 
Ausschreibung, sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für eine stärkere Berücksichtigung von sozialen, 
ökologischen und ethischen Kriterien bei der Auftragsvergabe an Unternehmen; 

§ keine Zulassung weiterer Baurechte für den Einzelhandel auf der grünen Wiese und Aufheben 
bestehender, aber nicht ausgenutzter Baurechte. Weitere Einkaufszentren in den 
Außenstadtbereichen gefährden Innenstadtstandorte, Investitionen von Händlern und 
Immobilienbesitzern für unsere lebenswerten Alt- und Innenstädte; 

§ ein stärkeres Einwirken auf den Landkreis zur Beschleunigung der Bearbeitungen von Verfahren 
baurechtlicher Art. Wartezeiten von mehreren Monaten selbst für einfachste Bauvoranfragen sind 
unakzeptabel; 

§ die Schaffung weitergehender besucherfreundlicher Konzepte zur Förderung des Tourismus in 
unserer Stadt und Region; 

§ Förderung des Radtourismus, der deutschlandweit boomt. Radtouristen lassen nachweislich 
besonders viel Geld in den Orten, wo sie übernachten. Der Ausbau der notwendigen Infrastruktur, 
angefangen von gut ausgebauten Fahrradrouten bis hin zu Fahrrad-Leihstationen und ausreichender 
Beschilderung, bedarf einer höheren Priorität; 

§ die verstärkte Unterstützung der Marketingbemühungen einheimischer Unternehmen durch unsere 
Städte und Gemeinden (z.B. auf den kommunalen Internetseiten, bei städtischen Veranstaltungen bis 
hin zur Grünen Woche); 

§ die Beibehaltung der Sportstätten in den Kommunen und unterstützen je nach Kostenlage einen 
bedarfsgerechten Ausbau der Sportstätten. Sportliche Angebote müssen auch personell 
sichergestellt werden; 

§ eine lebendige Bibliothekslandschaft im Landkreis und den Gemeinden. 
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